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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Heimatvertriebene 
(25. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesvertriebenengesetzes 

— Drucksache 1974 — 


A. Bericht des Abgeordneten Eichelbaum 


Der Gesetzentwurf wurde in der 124. Plenarsit- 
zung des Deutschen Bundestages vom 28. Septem- 
ber 1960 dem Ausschuß für Heimatvertriebene 
federführend und dem Ausschuß für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen sowie dem Ausschuß für La- 
stenausgleich mitberatend überwiesen. Der gesamt- 
deutsche Ausschuß überwies den Antrag seinem 
Unterausschuß „ Notaufnahme''. Dieser beriet am 
11. und am 24. Januar 1961 und stellte als Ergebnis 
dem Ausschuß einen Bericht zu. Der Berichterstatter 
ergänzte das dort Ausgeführte in der Sitzung am 
23. Februar. Der Ausschuß für gesamtdeutsche und 
Berliner Fragen stimmte dem Vorschläge des Unter- 
ausschusses ZU; er lehnte den Antrag der SPD mit 
Mehrheit ab und beschloß stattdessen eine Ände- 
rung des § 3 BVFG. 

Am 2. März 1961 stimmte der Ausschuß für Hei- 
matvertriebene nach ausgiebiger Beratung den Vor- 
schlägen des mitberatenden Ausschusses zu. Der 
Ausschuß für den Lastenausgleich behandelte die 
Vorlage und die Beschlüsse des federführenden Aus- 
schusses am 12. April 1961. Er schloß sich ihnen 
inhaltlich an und schlug seinerseits eine redaktio- 
nelle Änderung vor, die der Ausschuß für Heimat- 
vertriebene sich in einer erneuten Beratung am 
13. April zu eigen machte. 

Der Antrag der Fraktion der SPD zur Neufassung 
des § 3 BVFG „Sowjetzonenflüchtling" will durch 
eine neue Definition jedem Deutschen, der die SBZ 
oder den sowjetischen Sektor von Berlin verlassen 
hat, die Eigenschaft des Flüchtlings zuerkennen, 
wenn nicht wegen seiner politischen Betätigung oder 
eines kriminellen Delikts Ausschließungsgründe ge- 
gen ihn vorliegen. Damit soll die positive Auslese 


durch eine negative ersetzt werden und nicht mehr 
der Antragsteller verpflichtet sein, die Merkmale 
seiner Flucht durch Beweismittel glaubhaft zu ma- 
chen, sondern die Behörde, die über ihn zu entschei- 
den hat, ihm gegebenenfalls nachweisen, daß er der 
Anerkennung nicht würdig ist. Diese Umkehrung 
des Verfahrens wurde von den Sprechern der Frak- 
tion der SPD mit zwei Erwägungen begründet: 

Einmal mit dem Gedanken, daß sich die politische 
Situation in der SBZ im Laufe der Jahre so grund- 
legend verschlechtert habe, daß der dort herrschende 
allgemeine Zwang jeden in unerträglicher Weise be- 
drücke und der „besondere" Zwang, der den einzel- 
nen betreffe, nicht mehr die Bedeutung des entschei- 
denden Merkmals haben könne. Eine solche Unter- 
scheidung sei daher nicht mehr sinnvoll und der § 3 
in der Fassung von 1953 bzw. 1957 nun durch die 
historische Entwicklung überholt. 

Zum anderen habe sich in den vergangenen sie- 
ben Jahren erwiesen, daß eine wirklich gerechte und 
zufriedenstellende Handhabung des Anerkennungs- 
verfahrens in der Praxis nicht möglich sei. Die Me- 
thode der positiven Auslese des Einzelflüchtlings 
werde den tatsächlichen Gegebenheiten bei einer 
Flucht nicht gerecht. Fragwürdig sei besonders die 
behördliche und verwaltungsgerichtliche Auslegung 
des „Vertretenmüssens" im Einzelfalle. Aber man 
könne es nicht allein den entscheidenden Behörden 
und Gerichten zum Vorwurf machen, wenn ihre 
Entscheidungen mit dem Willen des Gesetzgebers 
oft nicht übereinstimmten und den Tatbeständen der 
sowjetzonalen Entwicklung nicht Rechnung trügen. 
Die Aufgabe sei auf dem Wege, den der § 3 versucht 
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habe, praktisch nicht lösbar, und man müsse deshalb 
einen neuen Weg beschreiten. (Vgl. auch die schrift- 
liche Begründung von Frau Abg. Korspeter in der 
Anlage zum Protokoll der 124. Sitzung des Bundes- 
tages vom 28. September 1960.) 

Diese Gedanken wurden ausführlich erörtert. Ge- 
gen die erste Erwägung wurde eingewandt: Die 
Situation in der SBZ habe sich zweifellos seit 1953 
wesentlich verschärft, aber es sei doch eine allmäh- 
liche Entwicklung mit einem Auf und Ab der Be- 
drückung. Jedenfalls sei im Augenblick keine der- 
artige Zuspitzung der Gesamtlage zu erkennen, daß 
es gerechtfertigt wäre, das Anerkennungsverfahren 
von Grund auf zu ändern. Fälschlich könne daraus 
geschlossen werden, die Bundesrepublik wolle damit 
eine Neuorientierung ihrer Stellung zur SBZ vor- 
nehmen. 

Zum anderen wurde ausgeführt, daß von allen 
Sachkennern und mit dem Schicksal der Flüchtlinge 
in der Bundesrepublik Vertrauten irrtümliche Auf- 
fassungen und Fehlentscheidungen und daraus er- 
klärliche Enttäuschungen und Verbitterungen zu- 
gegeben würden. Eine Vielzahl von Beschwerden, 
Prozessen und Petitionen beweise das. Dieses miß- 
liche Ergebnis sei zu einem Teile auch damit zu er- 
klären, daß jede Definition eines Gesetzes, auch 
wenn sie möglichst allgemein formuliert sei, dem 
fließenden Leben und den so vielfältigen Lebens- 
umständen einer Entwicklung nie adaequat sein 
könne. 

Eine vom Bundesministerium für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte den Abgeordne- 
ten überreichte Zusammenstellung von Hinweisen 
für die Durchführung des § 3 BVFG unter Berück- 
sichtigung der Entwicklung der Verhältnisse in der 
Zone (I 4 b — 4108 b) mache deutlich, daß das Mini- 
sterium, wenn auch ohne Weisungsbefugnis, zwar 
den nachgeordneten Flüchtlingsbehörden eine sinn- 
gemäße und wirklichkeitsnahe Anwendung des § 3 
immer wieder empfohlen und für viele Fälle den 
Anwendungsbereich dieses Paragraphen im Sinne 
des Gesetzgebers abgesteckt hat, auch und gerade 
mit Erweiterungen, die sich im Verlauf der Jahre 
durch die Entwicklung in der Zone notwendig ge- 
macht haben. Trotzdem hielt der Ausschuß eine Ver- 
deutlichung dessen, was sich der Gesetzgeber im 
Jahre 1953 unter der Formulierung des § 3 vorge- 
stellt hat, für wünschenswert, ja für notwendig. Aus 
diesem Grunde wurde von allen Mitgliedern des 
Ausschusses einer Korrektur des Wortlauts des § 3 
zugestimmt. Demgegenüber waren verwaltungstech- 
nische Schwierigkeiten in Kauf zu nehmen. 

Entscheidend war für die Mehrheit des Ausschus- 
ses, daß der politische Charakter der Flüchtlings- 
anerkennung aufrechtzuerhalten sei. Aus inner- 
politischen Gründen könnten die an den § 3 BVFG 
geknüpften besonderen Rechte nur verantwortet wer- 
den, wenn durch amtliche Erklärung der besondere 
politische Zwang bestätigt werde, der den Flüchtling 
aus seiner Heimat in die freie Bundesrepublik ge- 
trieben habe. Aus außenpolitischen Gründen liege 
es im Sinne der auf demokratische Freiheit für ganz 
Deutschland zielenden Politik der Bundesrepublik, 
wenn der nichtendende terroristische Druck des 


Zonenregimes in den unzähligen täglichen Beispie- 
len dokumentiert und festgehalten werde. Das be- 
deute aber nicht, daß der Wortlaut des § 3 unan- 
tastbar sein müsse. 

Die Mehrheit des Ausschusses stimmte im Laufe 
der Beratungen zwei Änderungen des Wortlauts des 
§ 3 BVFG zu: 

1. Statt „flüchten mußte" soll es heißen 
„geflüchtet ist". Damit soll vermieden werden, 
daß die Entscheidungsbehörde dem Flüchtling den 
Nachweis von zwei Zwangssituationen abfordert: 
der besonderen Zwangslage, in die er geraten ist, 
und zusätzlich des Zwanges zur Flucht. Schon die 
besondere Zwangslage soll, so wie es ursprünglich 
gewollt war, als Fluchtgrund anerkannt werden. Das 
gilt für jede individuelle Zwangslage, auch die des 
schweren Gewissenskonfliktes. Erörterungen, ob dem 
in die besondere Zwangslage Geratenen zuzumuten 
sei, sich durch eine Wohnsitzveränderung oder 
einen Berufswechsel in der Zone einen Ausweg zu 
schaffen, sind nicht erforderlich. Es sollen durch die 
Änderung auch die Fälle „eines berechtigten Un- 
sicherheitsgefühls" einbezogen werden, „wenn in 
der gleichen Lage auch ein anderer nicht gerade 
überängstlicher Bewohner der SBZ bei vernünftiger 
und ruhiger Abwägung aller Umstände sich für ge- 
fährdet gehalten hätte" (siehe Rundschreiben des 
BMVertr. vom 23. Juni 1955 — I 4 a 4114 
2067/55 — ) 

2. Nach übereinstimmender Meinung bedarf auch 
der letzte Satz der geltenden Fassung „Wirtschaft- 
liche Gründe allein rechtfertigen nicht die Anerken- 
nung als Sowjetzonenflüchtling," einer Änderung. 
Dieser Satz ist vielerlei Mißdeutungen ausgesetzt 
gewesen. Es entsteht die Frage, ob er nicht über- 
flüssig ist, da im ersten Satz des Paragraphen ge- 
sagt wird, daß der Flüchtling gezwungen sein muß, 
„sich einer . . . durch die politischen Verhältnisse 
bedingten besonderen Zwangslage zu entziehen." 
Wirtschaftliche Gründe allein sind aber Gründe, die 
eben nicht durch die politischen Verhältnisse be- 
dingt sind. 

Daraus versteht sich ein Vorschlag eines Mit- 
glieds der Fraktion der FDP im Ausschuß, diesen 
Satz ersatzlos zu streichen. — Das wurde von der 
Mehrheit jedoch wegen möglicher Mißverständnisse 
abgelehnt und statt dessen eine Abänderung zuerst 
in folgender Fassung vorgeschlagen: „Wirtschaft- 
liche Gründe sind nur dann als besondere Zwangs- 
lage anzuerkennen, wenn die bisherige Existenz- 
grundlage zerstört worden ist oder ihre Zerstörung 
unmittelbar bevorsteht." Diese Formulierung paßt 
sich systematisch besser in den Gedankengang des 
§ 3 ein. Sie ist nicht etwa eine Einengung gegenüber 
dem bisherigen Text, sondern soll gerade der ein- 
engenden Auffassung der Verwaltung und der ver- 
waltungsgerichtlichen Rechtsprechung entgegenwir- 
ken. Die ausdrückliche Erwähnung der „besonderen 
Zwangslage" in diesem Satz verdeutlicht, da er eine 
Konkretisierung der allgemeinen Norm des Satzes 1 
ist. So entspricht er in seiner Tragweite der früheren 
Fassung, wonach wirtschaftliche Gründe allein 
die Anerkennung als Sowjetzonenflüchtling nicht 
rechtfertigen. 
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Es wird zugleich die Praxis legalisiert, die bereits 
von allen Landesflüchtlingsverwaltungen bei der 
Anerkennung von geflüchteten Bauern und Hand- 
werkern angewandt wird, die in die Kolchose oder 
in ein Handwerker-Kollektiv überführt worden 
sind oder werden sollten und aus diesem Grunde 
geflohen sind. Diesen Menschen ist, und zwar je- 
dem einzelnen, die bisherige Existenzgrundlage als 
freier Bauer oder als freier Handwerker zerstört 
worden (bzw. die Zerstörung stand bevor). 

Es soll gegen die Anerkennung nicht eingewandt 
werden können, der Bauer habe ja als Kolchose- 
bauer weiterexistieren, der Handwerker als „Ange- 
stellter" in einem kollektivierten Betriebe weiter- 
leben können. Seine bisherige Existenzgrundlage 
umfaßt ja nicht nur seine materielle Existenz — 
diese braucht ihm nicht zerstört zu sein — , sondern 
auch seine freie berufliche Selbständigkeit und sein 
Persönlichkeitsrecht auf eine solche Existenz. Ganz 
allgemein gilt für jeden Berufstätigen, daß er ein 
Recht auf die Erhaltung seiner Persönlichkeits- 
würde in der Arbeit hat, durch die er sein und sei- 
ner Familie Leben erhält (vgl, Artikel 2 GG). Un- 
zumutbare Beeinträchtigungen dieses Rechts können 
daher im Einzelfalle ein Fluchtgrund sein. Auch bei 
wirtschaftlichen Gründen hat im übrigen zu gelten, 
daß der Grund dieser Zerstörung oder Beeinträchti- 
gung durch die politischen Verhältnisse bedingt 
gewesen sein muß. 

Am 13. April wurde beschlossen, auf Grund die- 
ser letzten Erwägungen dem letzten Satz des § 3 
die folgende Fassung zu geben: 

„Wirtschaftliche Gründe sind als besondere 
Zwangslage anzuerkennen, wenn die Existenz- 
grundlage zerstört oder entscheidend beeinträch- 
tigt worden ist oder wenn die Zerstörung oder 
entscheidende Beeinträchtigung nahe bevorstand." 

Diese Textänderung bezweckt, die geltend gemach- 
ten Bedenken auszuräumen, die von der Verwal- 
tung im Interesse einer möglichst einheitlichen 
Handhabung des Gesetzes vorgebracht worden sind. 
Die Gleichsetzung der „entscheidenden Beeinträchti- 
gung" mit der Zerstörung der Existenzgrundlage 
entspricht der Verwaltungspraxis und der höchst- 
richterlichen Rechtsprechung. 

Das Wort „unmittelbar" wurde durch „nahe" er- 
setzt, da der erste Begriff nicht etwa als Zeitmaß 
nach dem populären Sprachgebrauch gedacht war. 


Der Ausschuß glaubt, mit diesen Empfehlungen 
zur Verdeutlichung dessen, was dem Gesetzgeber 
bereits 1953 vorgeschwebt hat, den entscheidenden 
Behörden, Ausschüssen und Gerichten eine in vie- 
len Fällen gerechtere und sinnvollere, also dm gan- 
zen bessere Handhabung der Flüditlingsanerken- 
nung zu ermöglichen. Er setzt voraus, daß die Lan- 
desflüchtlingsverwaltungen, die Kreis- und Stadt- 
behörden und die Verwaltungsgerichte der Länder 
alles daransetzen, in diese für unser politisches Le- 
ben, für das Zusammengehörigkeitsgefühl des ge- 
teilten deutschen Volkes und für die äußere und 
innere Eingliederung der Flüchtlinge so wichtige 
Stellen Personen einzusetzen, die nach Kenntnis 
und Verständnis eine hervorragende Eignung für 
ein solch schweres Amt besitzen. Er verweist außer- 
dem auf seine Anregung, den zuständigen Behörden 
beratende Ausschüsse zur Seite zu stellen, in denen 
einer der ehrenamtlichen Beisitzer ein Sowjetzonen- 
flüchtling sein muß. Er erhofft sich dadurch eine 
weithin reichende Beruhigung der Betroffenen. 

Im Hinblick darauf, daß es sich bei den textlichen 
Änderungen in § 3 Abs. 1 nur um eine Verdeut- 
lichung des gesetzgeberischen Willens handelt, war 
die ausdrückliche rückwirkende Inkraftsetzung die- 
ser Änderungen auf den Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens des BVFG entbehrlich. 

Im einzelnen 

1. Der Ausschließungsgrund, daß der Flüchtling 
in der SBZ „nicht durch sein Verhalten gegen die 
Grundsätze der Menschlichkeit und Rechtsstaatlich- 
keit verstoßen" haben darf, wird als Absatz 2 dem 
ersten Absatz nachgestellt in einer Formulierung, 
die der Neufassung des Häftlingshilfegesetzes 
(HHG) vom 25. Juli 1960 entspricht. Dies dient der 
Verdeutlichung und Vereinheitlichung. 

2. Die Einfügung des Absatzes 2 in § 3 macht die 
entsprechende Berücksichtigung in § 4 Abs. 2 not- 
wendig. 

3. Die Neufassung des Wortlauts in § 3 BVFG 
zieht eine entsprechende Änderung des Notauf- 
nahmegesetzes nach sich; die abweichende Wort- 
stellung ist ausschließlich gesetzestechnisch bedingt. 

Der Antrag der Fraktion der SPD wurde gegen 
die Stimmen der Antragsteller abgelehnt und die 
Änderungsanträge mit Mehrheit angenommen. 


Bonn, den 14. April 1961 


Eichelbaum 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 
den Gesetzentwurf — Drucksache 1974 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 14. April 1961 


Der Ausschuß für Heimatvertriebene 

Kuntscher Eichelbaum 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesvertriebenengesetzes 

— Drucksache 1974 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Heimatvertriebene 

(25. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesvertriebenengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel I 

Das Bundesvertriebenengesetz vom 19. Mai 1953 
(BandesgesetzbL I S. 201) in der Fassung vom 
14. August 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1215) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 


„§ 3 

Sowjetzonenflüchtling 

(1) Sowjetzonenflüchtling ist ein deutscher 
Staatsangehöriger oder deutscher Volkszugehö- 
riger, der seinen Wohnsitz oder ständigen Auf- 
enthalt in der sowjetischen Besatzungszone oder 
im sowjetischen Sektor von Berlin nach der Be- 
setzung verlassen hat, es sei denn, daß er 

a) dem in diesen Gebieten herrschenden 
politischen System in erheblicher oder 
verwerflicher Weise Vorschub gelei- 
stet hat; 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesvertriebenengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Das Bundesvertriebenengesetz in der Fassung vom 
14. August 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1215) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


(1) Sowjetzonenflüchtling ist ein deutscher 
Staatsangehöriger oder deutscher Volkszuge- 
höriger, der seinen Wohnsitz in der sowje- 
tischen Besatzungszone oder im sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin hat oder gehabt 
hat und von dort geflüchtet ist, um sich einer 
von ihm nicht zu vertretenden und durdi die 
politischen Verhältnisse bedingten besonde- 
ren Zwangslage zu entziehen. Eine besondere 
Zwangslage ist vor allem dann gegeben, 
wenn eine unmittelbare Gefahr für Leib und 
Leben oder die persönliche Freiheit Vorge- 
legen hat. Eine besondere^ Zwangslage ist 
auch bei einem schweren Gewissenskonflikt 
gegeben. Wirtschaftliche Gründe sind als be- 
sondere Zwangslage anzuerkennen, wenn die 
Existenzgrundlage zerstört oder entscheidend 
beeinträchtigt worden ist oder wenn die Zer- 
störung oder entscheidende Beeinträchtigung 
nahe bevorstand. 


b) in diesen Gebieten durch seinV erhalten 
gegen die Grundsätze der Rechtsstaat- 
lichkeit oder Menschlichkeit verstoßen 
hat; 

c) sich in einer die Sicherheit oder die 
demokratischen Einrichtungen der Bun- 
desrepublik und des Landes Berlin ge- 
fährdenden Weise betätigt hat; 

d) eine auch nach rechtsstaatlicher Auffas- 
sung strafbare Handlung begangen und 
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Entwurf Beschlüssedes 25. Ausschusses 

im Zusammenhang mit dieser diese Ge- 
biete verlassen hat, es sei denn, daß er 
aus von ihm nicht zu vertretenden 
Gründen straffällig geworden ist. Nicht 
zu vertreten sind Gründe, die ihre Ur- 
sache in einer politischen, religiösen 
oder weltanschaulichen Haltung oder 
einer notstandsähnlichen Zwangslage 
haben-, 

e) diese Gebiete verlassen hat, um sich 
auf dieseWeise zivilrechtlichen Schuld- 
verpflichtungen zu entziehen. 

b) Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 


(2) Die zuständige oberste Landesbehörde 
oder die von ihr beauftragte Stelle kann zur Ver- 
meidung unbilliger Härten zulassen, daß von der 
Anwendung der Bestimmungen des Absatzes 1 
Buchstaben a und c für Personen abgesehen wird, 
deren späteres politisches Verhalten in der so- 
wjetischen Besatzungszone oder im sowjetischen 
Sektor von Berlin dieses rechtfertigt. 

(3) § 1 Abs. 1 Sätze 2 und 3, Abs. 2 Nr. 4 bis 6, 
Abs. 3 und 4 ist sinngemäß anzuwenden." 

2. §11 erhält folgende Fassung: 

J 11 

Ausschluß bestimmter Personengruppen 

(1) Rechte und Vergünstigungen als Vertrie- 
bener kann nicht in Anspruch nehmen, wer 

1. nach dem 31. Dezember 1937 erstmalig 
Wohnsitz in einem in das Deutsche 
Reich eingegliederten, von der deut- 
schen Wehrmacht besetzten oder in 
den deutschen Einflußbereich einbezo- 
genen Gebiet genommen und dort die 
durch die nationalsozialistische Ge- 
waltherrschaft geschaffene Lage aus- 
genutzt hat oder 


(2) Von der Anerkennnung als Sowjet- 
zonenflücbtbng ist ausgeschlossen, 

1. wer dem in der sowjetischen Besat- 
zungszone und im sowjetisch be- 
setzten Sektor von Berlin herr- 
schenden System erheblich Vor- 
schub geleistet hat, 

2. wer während der Herrschaft des 
Nationalsozialismus oder in der 
sowjetischen Besatzungszone oder 
im sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin durch sein Verhalten gegen 
die Grundsätze der Menschlichkeit 
oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen 
hat, 

3. wer die freiheitliche demokratische 
Gnindordnung der Bundesrepublik 
Deutschland einschbeßlich des Lan- 
des Berlin bekämpft hat. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 


la. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) § 1 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 Nr. 1 , 
4 bis 6, Abs. 3 und 4 sowie § 3 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 sind sinngemäß anzuwenden." 

Nummer 2 entfällt. 

Vergleiche Nr. 1 Buchstabe b 
(§ 3 Abs. 2) 
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Entwurf 

2. im Vertreibungsgebiet oder in der 
sowjetischen Besatzungszone oder im 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
durch sein Verhalten gegen die Grund- 
sätze der Menschlichkeit oder Rechts- 
staatlirhkeit verstoßen hat. 

(2) Rechte und Vergünstigungen als Sowjet- 
zonenflüchtling kann nicht in Anspruch nehmen, 
wer 

L sich nach Verlassen der in § 3 Abs. 1 
genannten Gebiete in einer die Sicher- 
heit oder die demokratischen Einrich- 
tungen der Bundesrepublik und des 
Landes Berlin gefährdenden Weise be- 
tätigt hat oder betätigt, oder 

2. ohne wichtigen Grund seinen Wohn- 
sitz oder ständigen Aufenthalt aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetzes 
in die in § 3 Abs. 1 genannten Gebiete 
verlegt hat und von dort ohne wichti- 
gen Grund wieder in den Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes zurückkehrt (Zo^ 
nenpend/erj." 

3. §100 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

,4. § 301 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Aus dem Härtefonds (§ 301) sollen 
insbesondere auch Sowjetzonenflüchtlinge im 
Sinne des § 3 des Biindesvertriebenengeset- 
zes und diesen nach § 4 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes gleichgestellte Personen berück- 
sichtigt werden, es sei denn, daß sie gemäß 
§ 13 des Bundesvertriebenengesetzes Rechte 
und Vergünstigungen nicht mehr in An- 
spruch nehmen können.'' ‘ 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 


Nummer 3 entfällt. 


3a. In § 101 Nr. 1 erhält § 1 Abs. 2 des Notauf- 
nahmegesetzes folgende Fassung: 

„(2) Diese besondere Erlaubnis darf Personen 
nicht verweigert werden, die aus den in Ab- 
satz 1 genannten Gebieten geflüchtet sind, um 
sich einer von ihnen nicht zu vertretenden und 
durch die politischen Verhältnisse bedingten be- 
sonderen Zwangslage zu entziehen, es sei denn, 
daß sie 

1. dem in der sowjetischen Besatzungs- 
zone und im sowjetisch besetzten Sek- 
tor von Berlin herrschenden System 
erheblich Vorschub geleistet haben 
oder 

2. während der Herrschaft des National- 
sozialismus oder in der sowjetischen 
Besatzungszone oder im sowjetisch be- 
setzten Sektor von Berlin durch ihr 
Verhalten gegen die Grundsätze der 
Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit 
verstoßen haben oder 

3. die freiheitliche demokratische Grund- 
ordnung der Bundesrepublik Deutsch- 
land einschließlich des Landes Berlin 
bekämpft haben. 
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Drucksache 2655 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. 1. S. 1) 
auch im Land Berlin. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 

Eine besondere Zwangslage ist vor allem dann 
gegeben, wenn eine unmittelbare Gefahr für 
Leib und Leben oder die persönliche Freiheit 
Vorgelegen hat. Eine besondere Zwangslage ist 
auch bei einem schweren Gewissenskonflikt ge- 
geben. Wirtschaftliche Gründe sind als beson- 
dere Zwangslage anzuerkennen, wenn die 
Existenzgrundlage zerstört oder entscheidend 
beeinträchtigt worden ist oder wenn die Zerstö- 
rung oder entscheidende Beeinträchtigung nahe 
bevorstand. 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel II a 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte wird ermächtigt, den Wort- 
laut des Bundesvertriebenengesetzes in der neuen 
Fassung bekanntzumachen, die sich aus den Ände- 
rungen und Ergänzungen in Artikel I und im Elften 
Gesetz zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
vom 29. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 545) ergibt. 

Artiikel III 
unverändert 
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